Deutscher Bundestag 
2.'W3hlperiode 
1953 


DrucJcsadie 3397 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Anpassung der Vorschriften der Reichs Versicherungsordnung 
und des Angestelltenversicherungsgesetzes an Vorschriften des 
knappsdiaftlichen Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes und 
des Soldatenversorgungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

Die Reichsversicherungsordnung in der 
Fassung des Artikels 1 des Arbeiterrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes vom 23. 
Februar 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 45) wird 
wie folgt geändert und ergänzt: 

l.Dem § 313 wird folgender Absatz 6 an- 
gefügt: 

„(6) Der Anspruch auf Leistungen 
freiwillig Versicherter ruht, solange sie 
Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit 
sind. Hat der Berechtigte Angehörige, 
für die ihm Familienhilfe zusteht, so ist 
diese zu gewähren. Sterbegeld wird eben- 
falls gewährt. Die Satzung der Kranken- 
kasse hat den Beitrag entsprechend zu 
ermäßigen.“ 


2. § 541 Nr. 2 erhält folgenden Wortlaut: 

„2. Berufssoldaten, Soldaten auf Zeit und 
Wehrdienstpflichtige, soweit ihnen 
Versorgung nach dem Soldatenver- 
sorgungsgesetz auf Grund einer 
Wehrdienstbeschädigung gewährleistet 
ist,“. 

3. § 1232 Abs. 3 Buchstabe a erhält folgen- 
de Fassung: 

„a) wenn sie innerhalb eines Jahres nach 
dem Ausscheiden aus der Bundeswehr 
oder nach der Beendigung einer nach 
soldatenrechtlichen Vorschriften ge- 
währten Berufsförderung in diesem 
Versicherungszweig versicherungs- 
pflichtig werden,“. 

4. § 1233 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Hat der Versicherte die Voraus- 
setzungen für die Weiterversicherung so- 
wohl in der Rentenversicherung der Ar- 
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beiter als auch in der Rentenversicherung 
der Angestellten erfüllt, so kann er die 
Weiterversicherung nur in dem Versiche- 
rungszweig durchführen, in dem er zu- 
letzt versicherungspflichtig war. Sind für 
den Versicherten Beiträge zur knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung entridi- 
tet, so richtet sidi die Weiterversicherung 
nach § 33 des Reichsknappschaftsgesetzes. 
Sind für einen Versicherten der Renten- 
versicherung der Arbeiter auch Beiträge 
zur knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung entrichtet, ohne daß die Voraus- 
setzungen des § 33 Abs. 1 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes vorliegen, so gelten 
für die Anwendung des Satzes 1 die 
knappschaftlichen Beiträge als in dem 
Zweig der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung entrichtet, in dem der Versicherte 
zu versichern gewesen wäre, wenn er 
nicht der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung angehört hätte.“ 

5. § 1309 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Erfüllung der Wartezeit wer- 
den die in den § 1308 genannten Zweigen 
der Rentenversicherung zurückgelegten 
Versicherungszeiten (Beitrags- und Er- 
satzzeiten) zusammengerechnet, soweit sie 
nicht auf dieselbe Zeit entfallen. Für die 
Wartezeit der Bergmannsrente und des 
Knappschaftsruhegeldes nach § 48 Abs. 1 
Nr. 2 des Reichsknappschaftsgesetzes wer- 
den nur Versicherungszeiten der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung ange- 
rechnet.“ 

6. § 1309 Abs. 2 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Dies gilt nicht für § 33 Abs. 1 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes.“ 

7. § 1310 erhält folgende Fassung: 

4 1310 

(1) Belm Eintritt des Versicherungsfal- 
les wird eine Leistung nur aus den Zwei- 
gen der Rentenversicherung gewährt, 
deren Leistungsvoraussetzungen erfüllt 
sind. Der Leistungsantrag gilt für alle 
beteiligten Versicherungszweige, es sei 
denn, daß er ausdrücklich auf einzelne 
Versicherungszweige beschränkt wird. 

(2) Die Leistung wird als Gesamtlei- 
stung berechnet und festgestellt. 


(3) Bei der Berechnung der Leistung 
jedes beteiligten Versicherungszweiges 
sind die für ihn maßgebenden Vorschrif- 
ten anzuwenden. 

(4) Die in der Rentenversicherung der 
Arbeiter und in der Rentenversicherung 
der Angestellten zurückgelegten Versiche- 
rungszeiten und anrechnungsfähigen Aus- 
fallzeiten werden zusammengerechnet. 
Ersatzzeiten, Ausfallzeiten und die Zu- 
rechnungszeit werden nur einmal be- 
rücksichtigt. Aus den danach anzurech- 
nenden Zeiten wird nach den Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes eine einheitliche Lei- 
stung gewährt. Soweit Beiträge durch 
Verwendung von Beitragsmarken ent- 
richtet sind, sind zur Ermittlung des 
Verhältnisses zwischen dem von dem 
Versicherten erzielten Bruttoarbeitsent- 
gelt und dem durchschnittlichen Brutto- 
arbeitsentgelt aller Versicherten die Vor- 
schriften des Versicherungszweiges anzu- 
wenden, zu dem die Beiträge entrichtet 
sind. 

(5) Die Zurechnungszeit wird in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung an- 
gerechnet, wenn der letzte Beitrag zur 
knappschaftlichen Rentenversicherung 
entrichtet ist. 

(6) Der Kinderzuschuß wird nur aus 
einem Versicherungszweig gewahrt. Er 
ist nach § 1262 Abs. 4 zu berechnen. Ist 
die Wartezeit für die Bergmannsrente 
nach § 45 Abs. 1 Nr. 1 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes erfüllt oder gilt sie als 
erfüllt und wird eine Leistung aus der 
knappschaftlichen Rentenversicherung ge- 
währt, so ist der Kinderzuschuß nach 
§ 60 Abs. 4 des Reichsknappschaftsge- 
setzes zu berechnen. 

(7) Für die Berechnung des Kinderzu- 
schusses, um den sidi die Waisenrente 
erhöht, gilt Absatz 6 Sätze 2 und 3.“ 

8. § 1311 erhält folgende Fassung: 

4 1311 

(1) Zuständig für die Feststellung und 
Zahlung der Leistung ist der Träger des 
Versicherungszweiges, an den der letzte 
Beitrag entrichtet ist. Sind zuletzt Bei- 
träge an mehrere Versicherungszweige 
entrichtet, so ist der zuerst angegangene 
Versicherungsträger zuständig. Für die 
Zuständigkeit ist die Wirksamkeit der 
Beiträge unerheblich. 
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(2) Der Träger der knappschaftlichen 
Rentenversicherung ist für die Feststel- 
lung und Zahlung der Leistung auch 
dann zuständig, wenn die Wartezeit für 
die Bergmannsrente nach § 45 Abs. 1 
Nr. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes er- 
füllt ist oder als erfüllt gilt. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit 
kann durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates die Zuständig- 
keit abweichend von Absatz 1 regeln.“ 

9. § 1312 erhält folgende Fassung: 

4 1312 

(1) Auf die festgestellte Leistung fin- 
den die gemeinsamen Vorschriften für 
Renten an Versicherte und für Renten 
an Hinterbliebene (§§ 1272 bis 1301) und 
die Vorschriften über die Witwen- und 
Witwerrentenabfindung (§ 1302) Anwen- 
dung. Satz 1 gilt für den Leistungsanteil 
aus der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung entsprechend. 

(2) Ist die Wartezeit für die Berg- 
mannsrente nach § 45 Abs. 1 Nr. 1 des 
Reichsknappschaftsgesetzes erfüllt oder 
gilt sie als erfüllt und wird eine Leistung 
aus der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung gewährt, so finden auf die festge- 
stellte Leistung die Vorschriften des 
Reichsknappschaftsgesetzes Anwendung. 

(3) Soweit es bei Anwendung der Be- 
grenzungs- und Ruhensvorschrlften auf 
die für den Versicherten maßgebende 
Rentenbemessungsgrundlage ankommt, ist 
der Gesamtdurchschnitt aus den für den 
Versicherten bei Feststellung der Gesamt- 
leistung maßgebenden Rentenbemes- 
sungsgrundlagen zugrunde zu legen; der 
Gesamtdurchschnitt ist zu bestimmen, In- 
dem jede einzelne Rentenbemessungs- 
grundlage mit der Beitragsdauer in dem 
betreffenden Rentenversicherungszweig 
vervielfältigt und die Summe der erhalte- 
nen Produkte durch die Gesamtbeltrags- 
dauer geteilt wird. 

(4) Gegen den Anspruch auf die Ge- 
samtleistung dürfen auch die in § 1299 
bezeichneten Forderungen aufgerechnet 
werden.“ 

10. § 1314 erhält folgende Fassung: 

4 1314 

(1) Zwischen den beteiligten Trägern 
der Rentenversicherung findet ein finan- 
zieller Ausgleich statt. 


(2) Der Ausgleich ist unter Berück- 
sichtigung der in den beteiligten Versiche- 
rungszweigen zurückgelegten Versiche- 
rungs- und Ausfallzeiten und der Höhe 
der den Beiträgen zugrunde liegenden 
Entgelte oder Arbeitseinkommen durch- 
zuführen. Dabei gelten Ersatzzeiten und 
Ausfallzeiten In dem Versicherungszweig 
als zurückgelegt, zu dem der letzte Bei- 
trag vor der Ersatz- oder Ausfallzeit 
entrichtet ist, und, wenn vor der Ersatz- 
oder Ausfallzeit kein Beitrag entrichtet 
ist, in dem Versicherungszweig, zu dem 
nach Beendigung der Ersatz- oder Aus- 
fallzeit der erste Beitrag entrichtet wurde. 
Rentenbezugszeiten werden in dem Ver- 
sicherungszweig, der die Rente gewährt 
hat, angerechnet. Eine Zurechnungszeit 
wird bei den beteiligten Versicherungs- 
zweigen nach der Dauer der in ihnen zu- 
rückgelegten Versicherungs- und Ausfall- 
zeiten anteilmäßig berücksichtigt; dies 
gilt für die Fälle, in denen eine Kürzungs- 
oder Ruhensvorschrift angewandt ist, 
entsprechend. 

(3) Stellt der Träger der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung die Gesamt- 
leistung fest, so erstatten die Träger der 
Rentenversicherung der Arbeiter und der 
Rentenversicherung der Angestellten die 
auf sie entfallenden Leistungsanteile. 
Stellt der Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter oder der Rentenversiche- 
rung der Angestellten eine Gesamtleistung 
mit einem knappschaftlichen Leistungs- 
anteil fest, so erstattet der Träger der 
knappschaftlichen Rentenversicherung 
den auf die knappschaftliche Rentenver- 
sicherung entfallenden Leistungsanteil an 
den feststellenden Träger der Rentenver- 
sicherung. 

(4) Für die Anwendung der Begren- 
zungs- und Ruhensvorschrlften gilt die 
Reihenfolge: knappschaftliche Rentenver- 
sicherung, Rentenversicherung der Arbei- 
ter, Rentenversicherung der Angestellten. 

(5) Der Kinderzuschuß geht zu Lasten 
der Rentenversicherung der Angestellten. 
Wird eine Leistung aus der Rentenver- 
sicherung der Angestellten nicht gewährt, 
so geht er zu Lasten der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter. 

(6) Die Waisenrente geht zu Lasten der 
knappschaftlichen Rentenversicherung, 
wenn eine Leistung aus diesem Versiche- 
rungszweig gewährt wird. 
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(7) Der Bundesminister für Arbeit 
kann durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates die Grund- 
sätze und das Verfahren für den Ausgleich 
nach den Absätzen 1 bis 3 bestimmen. Er 
kann eine pauschale Ermittlung der Aus- 
gleichsbeträge vorsdhreiben und kann das 
Bundesversicherungsamt mit der Durch- 
führung des jährlichen Ausgleichs beauf- 
tragen.“ 

11. In § 1403 Abs. 1 Buchstabe d ist der 
Punkt am Ende des Satzes durch das 
Wort oder“ zu ersetzen und wie folgt 
fortzufahren: 

„cc) eine nach soldatenrechtlichen Vor- 
schriften zu gewährende Berufsför- 
derung in Anspruch genommen hat 
und Übergangsgebührnisse nach dem 
Soldatenversorgungsgesetz bezieht, 
wenn sie spätestens ein Jahr nach dem 
Wegfall der Übergangsgebührnisse In 
eine in der Rentenversicherung der 
Arbeiter oder der Rentenversiche- 
rung der Angestellten versicherungs- 
freie Beschäftigung Übertritt.“ 

§ 2 

Das Angestelltenversicherungsgesetz in der 
Fassung des Artikels 1 des Angestelltenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes vom 23. Fe- 
bruar 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 88) wird 
wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 9 Abs. 3 Buchstabe a erhält folgende 
Fassung: 

„a) wenn sie innerhalb eines Jahres nach 
dem Ausscheiden aus der Bundeswehr 
oder nach der Beendigung einer 
nach soldatenrechtlichen Vorschriften 
gewährten Berufsförderung in die- 
sem Versicherungszweig versicherungs- 
pflichtig werden,“. 

2. § 10 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Flat der Versicherte die Voraus- 
setzungen für die Weiterversicherung so- 
wohl in der Rentenversicherung der An- 
gestellten als auch in der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter erfüllt, so kann er die 
Weiterversicherung nur in dem Versiche- 
rungszweig durchführen, In dem er zu- 
letzt versicherungspflichtig war. Sind für 
den Versicherten Beiträge zur knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung entrich- 


tet, so richtet sich die Weiterversicherung 
nach § 33 des Reichsknappschaftsgesetzes. 
Sind für einen Versicherten der Renten- 
versicherung der Angestellten auch Bei- 
träge zur knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung entrichtet, ohne daß die Vor- 
aussetzungen des § 33 Abs. 1 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes vorliegen, so gelten 
für die Anwendung des Satzes 1 die 
knappschaftlichen Beiträge als in dem 
Zweig der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung entrichtet, in dem der Versicherte 
zu versichern gewesen wäre, wenn er nicht 
der knappschaftlichen Rentenversicherung 
angehört hätte.“ 

3. § 88 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Erfüllung der Wartezeit 
werden die in den in § 87 genannten 
Zweigen der Rentenversicherung zurück- 
gelegten Versicherungszeiten (Beitrags- 
und Ersatzzeiten) zusammengerechnet, 
soweit sie nicht auf dieselbe Zeit ent- 
fallen. Für die Wartezeit der Bergmanns- 
rente und des Knappschaftsruhegeldes 
nach § 48 Abs. 1 Nr. 2 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes werden nur Versicherungs- 
zeiten der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung angerechnet.“ 

4. § 88 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Dies gilt nicht für § 33 Abs. 1 des 
Reichsknappschaftsgesetzes. “ 

5. § 89 erhält folgende Fassung: 

4 89 

(1) Beim Eintritt des Versicherungs- 
falles wird eine Leistung nur aus den 
Zweigen der Rentenversicherung gewährt, 
deren Leistungsvoraussetzungen erfüllt 
sind. Der Leistungsantrag gilt für alle 
beteiligten Versicherungszweige, es sei 
denn, daß er ausdrücklich auf einzelne 
Versicherungszweige beschränkt wird. 

(2) Die Leistung wird als Gesamtlei- 
stung berechnet und festgestellt. 

(3) Bei der Berechnung der Leistung 
jedes beteiligten Versicherungszweiges sind 
die für ihn maßgebenden Vorschriften 
anzuwenden. 

(4) Die in der Rentenversicherung der 
Angestellten und in der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter zurückgelegten Ver- 
sicherungszeiten und anrechnungsfähigen 
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Ausfallzeiten werden zusammengeredinet. 
Ersatzzelten, Ausfallzeiten und die Zu- 
rechnungszeit werden nur einmal berück- 
sichtigt. Aus den danach anzurechnenden 
Zeiten wird nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes eine einheitliche Leistung ge- 
währt. Soweit Beiträge durch Verwen- 
dung von Beitragsmarken entrichtet sind, 
sind zur Ermittlung des Verhältnisses 
zwischen dem von dem Versicherten er- 
zielten Bruttoarbeitsentgelt und dem 
durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelt 
aller Versicherten die Vorschriften des 
Versicherungszweiges anzuwenden, zu 
dem die Beiträge entrichtet sind. 

(5) Die Zurechnungszeit wird in der 
knappschaftliciien Rentenversicherung an- 
gerechnet, wenn der letzte Beitrag zur 
knappschaftlichen Rentenversicherung 
entrichtet ist. 

(6) Der Kinderzuschuß wird nur aus 
einem Versicherungszweig gewährt. Er 
ist nach § 39 Abs. 4 zu berechnen. Ist 
die Wartezeit für die Bergmannsrente 
nach § 45 Abs. 1 Nr. 1 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes erfüllt oder gilt sie als 
erfüllt und wird eine Leistung aus der 
knappschaftlichen Rentenversicherung ge- 
währt, so ist der Kinderzuschuß nach 
§ 60 Abs. 4 des Reichsknappschaftsge- 
setzes zu berechnen. 

(7) Für die Berechnung des Kinderzu- 
schusses, um den sich die Waisenrente er- 
höht, gilt Absatz 6 Sätze 2 und 3.“ 

6. § 90 erhält folgende Fassung: 

4 90 

(1) Zuständig für die Feststellung und 
Zahlung der Leistung ist der Träger des 
Versicherungszweiges, an den der letzte 
Beitrag entrichtet ist. Sind zuletzt Bei- 
träge an mehrere Versicherungszweige 
entrichtet, so ist der zuerst angegangene 
Versicherungsträger zuständig. Für die 
Zuständigkeit ist die Wirksamkeit der 
Beiträge unerheblich. 

(2) Der Träger der knappschaftlichen 
Rentenversicherung ist für die Feststel- 
lung und Zahlung der Leistung auch dann 
zuständig, wenn die Wartezeit für die 
Bergmannsrente nach § 45 Abs. 1 Nr. 1 
des Reichsknappschaftsgesetzes erfüllt ist 
oder als erfüllt gilt. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit 
kann durch Rechtsverordnung mit Zu- 


stimmung des Bundesrates die Zuständig- 
keit abweichend von Absatz 1 regeln.“ 

7. § 91 erhält folgende Fassung: 

4 91 

(1) Auf die festgestellte Leistung finden 

die gemeinsamen Vorschriften für Renten 
an Versicherte und für Renten an Flin- 
terbliebene (§§ 49 bis 80) und die Vor- 
schriften über die Witwen- und Witwer- 
rentenabfindung (§ 81) Anwendung. 

Satz 1 gilt für den Leistungsanteil aus der 
knappschaftlichen Rentenversicherung 
entsprechend. 

(2) Ist die Wartezeit für die Berg- 
mannsrente nach § 45 Abs. 1 Nr. 1 des 
Reichsknappschaftsgesetzes erfüllt oder 
gilt sie als erfüllt und wird eine Leistung 
aus der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung gewährt, so finden auf die festge- 
stellte Leistung die Vorschriften des 
Reichsknappschaftsgesetzes Anwendung. 

(3) Soweit es bei Anwendung der Be- 
grenzungs- und Ruhensvorschriften auf 
die für den Versicherten maßgebende 
Rentenbemessungsgrundlage ankommt, ist 
der Gesamtdurchschnitt aus den für den 
Versicherten bei Feststellung der Gesamt- 
leistung maßgebenden Rentenbemessungs- 
grundlagen zugrunde zu legen; der Ge- 
samtdurchschnitt ist zu bestimmen, in- 
dem jede einzelne Rentenbemessungs- 
grundlage mit der Beitragsdauer in dem 
betreffenden Rentenversicherungszweig 
vervielfältigt und die Summe der erhal- 
tenen Produkte durch die Gesamtbei- 
tragsdauer geteilt wird. 

(4) Gegen den Anspruch auf die Ge- 
samtleistung dürfen auch die in § 78 be- 
zeichneten Forderungen aufgerechnet 
werden.“ 

8. § 93 erhält folgende Fassung: 

4 93 

(1) Zwischen den beteiligten Trägern 
der Rentenversicherung findet ein finan- 
zieller Ausgleich statt. 

(2) Der Ausgleich ist unter Berück- 
sichtigung der in den beteiligten Ver- 
sicherungszweigen zurückgelegten Ver- 
sicherungs- und Ausfallzeiten und der 
Höhe der den Beiträgen zugrunde lie- 
genden Entgelte oder Arbeitseinkommen 
durchzuführen. Dabei gelten Ersatzzeiten 
und Ausfallzeiten in dem Versicherungs- 



zweig als zurückgelegt, zu dem der letzte 
Beitrag vor der Ersatz- oder Ausfallzeit 
entrichtet ist, und, wenn vor der Ersatz- 
oder Ausfallzeit kein Beitrag entrichtet 
ist, in dem Versicherungszweig, zu dem 
nach Beendigung der Ersatz- oder Aus- 
fallzeit der erste Beitrag entrichtet wurde. 
Rentenbezugszeiten werden in dem Ver- 
sicherungszweig, der die Rente gewährt 
hat, angerechnet. Eine Zurechnungszeit 
wird bei den beteiligten Versicherungs- 
zweigen nach der Dauer der in ihnen zu- 
rückgelegten Versicherungs- und Ausfall- 
zeiten anteilmäßig berücksichtigt; dies 
gilt für die Fälle, in denen eine Kürzungs- 
oder Ruhensvorschrift angewandt ist, 
entsprechend. 

(3) Stellt der Träger der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung die Gesamt- 
leistung fest, so erstatten die Träger der 
Rentenversicherung der Arbeiter und 
der Rentenversicherung der Angestellten 
die auf sie entfallenden Leistungsanteile. 
Stellt der Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter oder der Rentenversicherung 
der Angestellten eine Gesamtleistung mit 
einem knappschaftlichen Leistungsanteil 
fest, so erstattet der Träger der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung den auf 
die knappschaftliche Rentenversicherung 
entfallenden Leistungsanteil an den fest- 
stellenden Träger der Rentenversicherung. 

(4) Für die Anwendung der Begren- 
zungs- und Ruhensvorschriften gilt die 
Reihenfolge; knappschaftliche Rentenver- 
sicherung, Rentenversicherung der Arbei- 
ter, Rentenversicherung der Angestellten. 

(5) Der Kinderzuschuß geht zu Lasten 
der Rentenversicherung der Angestellten. 
Wird eine Leistung aus der Rentenver- 
sicherung der Angestellten nicht gewährt, 
so geht er zu Lasten der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter. 

(6) Die Waisenrente geht zu Lasten 
der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung, wenn eine Leistung aus diesem Ver- 
sicherungszweig gewährt wird. 

(7) Der Bundesminister für Arbeit kann 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die Grundsätze und das 
Verfahren für den Ausgleich nach den 
Absätzen 1 bis 3 bestimmen. Er kann 
eine pauschale Ermittlung der Aus- 
gleichsbeträge vorschreiben und kann das 
Bundesversicherungsamt mit der Durch- 


führung des jährlichen Ausgleichs beauf- 
tragen.“ 

9. In § 125 Abs. 1 Buchstabe d ist der Punkt 
am Ende des Satzes durch das Wort 
„, oder“ zu ersetzen und wie folgt fort- 
zufahren: 

„cc) eine nach soldatenrechtlichen Vor- 
schriften zu gewährende Berufsför- 
derung in Anspruch genommen hat 
und Übergangsgebührnisse nach dem 
Soldatenversorgungsgesetz bezieht, 
wenn sie spätestens ein Jahr nach 
dem Wegfall der Übergangsgebühr- 
nisse in eine in der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter oder der Renten- 
versicherung der Angestellten ver- 
sicherungsfreie Beschäftigung Über- 
tritt.“ 

§ 3 

Bei der Bekanntmachung des Vierten 
Buches der Reichsversicherungsordnung (Ar- 
tikel 3 § 5 des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes vom 23. Februar 1957 
— Bundesgesetzbl. I S. 45) und des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes (Artikel 3 § 4 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes vom 23. Februar 1957 — Bundes- 
gesetzbl. I S. 88) sind §§ 1233, 1309, 1310, 
1311, 1312 und 1314 der Reichsversicherungs- 
ordnung und §§ 10, 88, 89, 90, 91 und 93 
des Angestelltenversicherungsgesetzes in der 
Fassung dieses Gesetzes zu be rüde sichtigen. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. 

§ 5 

Die Geltung der Vorschriften dieses Ge- 
setzes im Saarland wird durch besonderes 
Gesetz geregelt. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1957 in Kraft, § 1 Nr. 1 am 
Ersten des auf die Verkündung dieses Ge- 
setzes folgenden Monats, § 1 Nr. 2 mit Wir- 
kung vom 1. April 1956. 

Bonn, den 10. April 1957 

Dr. Krone und Fraktion 
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